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Crisis? What Crisis?

Zur Ungleichbehandlung von Rundfunk und Presse durch
das Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz

Manche Ungerechtigkeiten bleiben lange unent-
deckt, beim Post- und Telekommunikationssicher-
stellungsgesetz (PTSG) gleich drei Jahre (Moßbru-
cker, journalist 4/2014, S. 50 - 53): Das 2011 in
Kraft getretene Gesetz bestimmt unter anderem,
dass der Rundfunk bei Ungl�cksf�llen stçrungsfrei
Telekommunikationsnetze nutzen kçnnen soll. Das
ermçglicht nicht nur stabile Telefonie, sondern
auch die jederzeitige Nutzung des Internets. Von
der Presse ist dagegen keine Rede. Damit werden
vergleichbare Sachverhalte ungleich behandelt, oh-
ne hinreichende sachliche Rechtfertigung.
Bei Stçrungsf�llen ist das Telekommunikationsauf-
kommen regelm�ßig so erhçht, dass die Leistungs-
f�higkeit von Telekommunikationsnetzen stark be-

eintr�chtigt werden kann. Unter Stç-
rungsf�llen sind beispielsweise schwere
Ungl�cksf�lle, Sabotagehandlungen, ter-
roristische Anschl�ge sowie Spannungs-
und Verteidigungsf�lle zu verstehen.

Auch in solchen Ausnahmesituationen soll die Be-
vçlkerung aber �ber Radio und Fernsehen verl�ss-
lich informiert werden kçnnen. Deswegen wurde
der Gesetzgeber aktiv. Bis M�rz 2011 galt die Bun-
desverordnung zur Sicherstellung von Tele-
kommunikationsdienstleistungen sowie zur Ein-
r�umung von Vorrechten bei deren Inanspruchnah-
me (Telekommunikations-Sicherstellungs-Verord-
nung – TKSiV). Sie sollte die Versorgung mit Tele-
kommunikationsdienstleistungen in Stçrungsf�llen
sicherstellen. Bevorrechtigt waren neben Bundes-
wehr, Katastrophenschutz, Hilfs- und Rettungs-
diensten auch „Aufgabentr�ger in Presse und Rund-
funk‘‘ (§ 4 Abs. 1 Ziff. 7 TKSiV), soweit sie eine
lebens- oder verteidigungswichtige Aufgabe besa-
ßen. Ab April 2011 wurde die Telekommunikati-
ons-Sicherstellungs-Verordnung durch das „Post-
und Telekommunikationssicherstellungsgesetz‘‘
(PTSG) abgelçst.
Das Gesetz soll wiederum eine Mindestversorgung
mit Postdienstleistungen und Telekommunikati-
onsdiensten in Stçrungsf�llen sicherstellen. Be-
zweckt ist nach wie vor die Verf�gbarkeit und Zu-
verl�ssigkeit von Postdienstleistungen und Tele-
kommunikationsdiensten in Krisenf�llen. Zugleich
gab es aber folgende �nderung: Zum Kreis der be-
vorrechtigten Medien sollen jetzt allein Rundfunk-
veranstalter gehçren (§ 6 Abs. 2 Ziff. 8 PTSG), also
Radio und Fernsehen. Dagegen wurde die Presse
kurzerhand aus dem Kreis der Bevorrechtigten ge-
strichen.
Selbst eine analoge Anwendung des § 6 Abs. 2
Ziff. 8 PTSG auf Presseunternehmen scheidet aus:
Zwar mag eine vergleichbare Interessenlage beste-
hen. Doch hat der Gesetzgeber die fr�her in den Be-
vorrechtigtenkreis einbezogene Presse durch Strei-
chung bewusst ausgeschlossen. Deshalb ist bereits
zweifelhaft, ob eine Regelungsl�cke besteht. Zu-
mindest w�re aber ihre Planwidrigkeit nicht gege-
ben (dazu etwa BVerwG, Urt. v. 12. 9. 2013 –

5 C 35/12, juris-Rn. 27 m. w. N.). Zus�tzlich erçff-
net zwar § 6 Abs. 2 Ziff. 9 PTSG die Mçglichkeit,
weitere Teilnehmer zu bevorrechtigen; allerdings
nur, wenn durch Behçrden des Bundes, der L�nder,
der Gemeinden oder eines Gemeindeverbands
bescheinigt wird, dass diese zur Erf�llung „lebens-
oder verteidigungswichtige(r) Aufgaben‘‘ auf Tele-
kommunikationsdienste angewiesen sind. Hier-
unter fallen Presseunternehmen aber regelm�ßig
nicht bzw. sind auf eine großz�gige Bescheini-
gungspraxis der Bundesnetzagentur angewiesen.
Eine solche Ungleichbehandlung von Rundfunk
und Presse l�sst sich schwerlich rechtfertigen. We-
der bilden Rundfunk und Presse wesentlich unter-
schiedliche Sachverhalte noch l�sst sich ein �ber-

zeugender Grund f�r die Ungleichbehandlung be-
nennen: Im Zeitalter von Medienkonvergenz und
damit sich kontinuierlich wandelnder Mediennut-
zung l�sst sich schwerlich zwischen Rundfunk und
Presse unterscheiden. Es spricht nicht viel daf�r,
dass bei Katastrophenf�llen etc. die breite Masse
der Bevçlkerung allein �ber Radio und Fernsehen
wirksam informiert werden kann, wie es noch in der
analogen Medienwelt der Fall war. Gerade �ber das
Internet kçnnen Presse- und Online-Medien weite
Teile der Bevçlkerung ebenfalls schnell und effek-
tiv erreichen, zumal Zeitungen und Magazine regel-
m�ßig �ber Online-Pr�senzen verf�gen und die er-
folgreichsten unter ihnen wie Spiegel Online t�glich
millionenfach aufgerufen werden. Weiter verbrei-
ten Medien ihre Informationen zunehmend cross-
medial. Hinzu kommt, dass die Online-Nutzung un-
ter Jugendlichen und jungen Erwachsenen erheb-
lich angestiegen ist (dazu informativ: ARD/ZDF-
Onlinestudie 2013, www.ard-zdf-onlinestudie.de).
Online ist teils zum Inbegriff der mobilen Medien-
nutzung geworden (z. B. durch Smartphones und
Tablets), gerade auch bei Teilnehmern von poten-
tiell krisengef�hrdeten Großveranstaltungen, teils
aber auch zum „Nebenbeimedium‘‘ wie etwa bei
der Internetnutzung am Arbeitsplatz.
Weiter dient das PTSG zwar vorrangig der Auf-
rechterhaltung der staatlichen Krisenbew�ltigung
und Landesverteidigung. Es geht also wesentlich
um das Kommunikationsinteresse des Staates zur
Stçrungsbew�ltigung sowie – damit verbunden –
das Informationsinteresse der Bevçlkerung. Doch
zumindest mittelbar ist auch das Interesse der Me-
dien an Berichterstattung betroffen. Das gilt auch
im Wettbewerb untereinander, weil die am
schnellsten verbreitete Information oftmals einen
Aufmerksamkeits-Bonus gewinnt.
Kurzum: Crisis? What Crisis? Eine Rechtfertigung
f�r die Ungleichbehandlung von Rundfunk und
Presse f�llt schwer. Auch das crossmedial vermit-
telte Wort von Presse- und Onlineunternehmen
sollte selbst an Ungl�cksorten nicht verstummen.
Es bleibt zu hoffen, dass diese nachdr�cklich darauf
hinweisen – sei es gegen�ber dem Gesetzgeber
oder vor Gericht.
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